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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 81. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 14. Oktober 1959 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der 

Rasner Wirtschaftsraum von Flensburg bis Husum 

infolge der Grenzziehung von 1920, infolge 
der Verkehrsferne von den Ballungszentren 
der deutschen Wirtschaft und infolge der seit 
1945 veränderten handelspolitischen Gegeben- 
heiten im Ostseeraum in einer besonders 
schwierigen Situation befindet, die mannig- 
faltige Nachteile für die dortige Bevölkerung 
mit sich bringt, und hält es die Bundesregie- 
rung vor diesem Hintergrund wirklich für 
gerechtfertigt, ohne Rücksicht auch auf die 
Einkäufe dänischer Kunden südlich der Grenze, 
die Mitnahme von Butter aus Dänemark auch 
für die bisher auf diesem Gebiet endlich ein- 
mal bevorteiligte Bevölkerung des Landes- 
teils Schleswig, also im Kleinen Grenzverkehr, 
auf die Bagatellmenge von 250 g zu begrenzen ? 

2. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesverkehrsminister, 

Ritzel welche Haltung das Bundesverkehrsministe- 

rium angesichts der einander widersprechenden 
Urteile deutscher Gerichte über das an sich 
verbotene Rechtsüberholen einnimnit. 

Ich frage insbesondere, ob die Auffassung des 
Oberlandesgerichts Celle richtig ist, wonach 
das Rechtsüberholen grundsätzlidi nicht ver- 
boten, also grundsätzlich erlaubt sein soll. 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um diesem Wirrwarr 
in der Rechtsprechung entgegenzuwirken ? 

3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 

Jacobs Grund einer falschen Orientierung die Stadt 

Trier bei der Erstellung der Richtlinien des 
Jahres 1957 zu Unrecht nicht in die ihr ge- 
bührende Ortsklasse eingereiht wurde ? 

Was beabsiditigt die Bundesregierung zu tun, 
um diesem Sdiaden schleunigst abzuhelfen? 

4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Cramer Bundesvermögensstelle Wilhelmshaven die 

Mietverträge für gewerbliche Räume zum 
30. Juni 1959 gekündigt hat zu dem Zweck, 
die Mietpreise um 60 v. H. zu erhöhen ? 

Falls ja, billigt die ' Bundesregierung dieses 
Vorgehen ? 

Falls nein, wer hat die Maßnahme veranlaßt? 
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5. Abgeordneter Wird das Bundesfinanzministerium — - nach- 

Dr. Arndt dem der Bundesfinanzhof nunmehr davon ab- 

sieht r seine mit dem Vermerk „Nicht zur Ver- 
öffentlichung bestimmt" versehenen Entschei- 
dungen (sogenannte UK-Urteile) geheimzu- 
halten, soweit nicht nach Möglichkeit das 
Steuergeheimnis zu wahren ist — seinen Er- 
laß I - 0 1610 - 2/52 — vom 28. Februar 1952 
aufheben oder entsprechend ändern? 

Wird das Bundesfinanzministerium im Rahmen 
seiner Zuständigkeit darauf hinwirken, daß 
die Finanzminister der Länder die mit den 
Grundsätzen einer rechtsstaatlichen Rechts- 
pflege nicht vereinbaren Anordnungen auf- 
heben, nach denen es den Finanzrichtern und 
den Beamten der Finanzverwaltungen unter- 
sagt ist, solche Urteile, auch soweit das Steuer- 
geheimnis nicht entgegensteht, nicht oder nicht 
ohne Genehmigung zu veröffentlichen oder 
Personen zugänglich zu machen, die ein be- 
rechtigtes Interesse an der Kenntnis dieser 
Rechtsprechung haben? 

6. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, denen zufolge deut- 

Gewandt sehe Staatsbürger auf den Kleinen Sunda- 

Inseln nach Anordnung der Bezirksregierung 
ihre Häuser mit einem Nationalitätenkenn- 
zeichen versehen müssen, und daß Nichtbe- 
befolgung dieser Anordnung mit beachtlichen 
Strafen geahndet wird ? 

Ist die Bundesregierung wegen dieser Maß- 
nahme bei der indonesischen Regierung vor- 
stellig geworden ? 

7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

Dr. Brecht um in den beiden Aktionen „Besser und 

schöner wohnen" und „Junge Familien" ent- 
gegen einer in der Öffentlichkeit erhobenen 
Kritik zu erreichen, daß nicht „nur eine kleine, 
wirtschaftlich gut gestellte Bevölkerungsgruppe 
im Rahmen dieser Aktionen zu einem Eigen- 
heim gelangt", sondern daß dies auch dann 
erreicht werden kann, wenn man „nur über 
normale Einkommensverhältnisse" verfügt? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu diesem 
Zweck die unterschiedlichen Bedingungen 
der beiden Aktionen zu vereinheitlichen und 
die Dauer der Zinsverbilligung zu verlängern? 

8. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Auf- 

Dr. Brecht Splitterung der öffentlichen Mittel für die 

Förderung des Wohnungsbaues in zahlreiche 
Einzel- und Teilmaßnahmen (sogenannte 
Töpfchenwirtschaft) künftig nodi weiter fort- 
zusetzen und dadurch zu steigern, daß auch 
noch für die Gewährung von Zinszuschüssen 
mehrere und voneinander abweidiende „Richt- 
linien" erlassen werden? 
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Könnten nicht alle sdion bisher erlassenen 
und weiterhin geplanten Teilmaßnahmen in 
einer einzigen Richtlinie über die Gewährung 
von Zinszusdiüssen zusammengefaßt werden, 
um die Auswüdise zu vermeiden, die seit 
langem — aber erfolglos — - bei der Hergabe 
von Darlehen für den Wohnungsbau bean- 
standet werden? 

9. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Deutsdie Bundes- 
Lohmar post anläßlich der Ausstellung des Heiligen 

Rockes in Trier eine Sonderbriefmarke in 
einer Auflage von 20 Millionen herausge- 
bracht hat? 

Wann ist anläßlich eines kirchlichen Ereig- 
nisses anderer Art zum letzten Mal eine 
Sonderbriefmarke der Deutschen Bundespost 
und gegebenenfalls in welcher Auflage her- 
ausgegeben worden ? 

10. Abgeordneter Aus weldiem Grunde hat die Bundesregierung 

Gewandt die Rindfleischeinfuhr aus Dänemark ge- 

drosselt ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
diese Maßnahme erhebliche Verteuerungen 
der Fleischpreise eintraten? 

11. Abgeordneter Was kostet der Tarifkilometer für den Be- 

Dr. Mommer nutzer eines Flugzeuges der Bundeswehr bei 

Privatflügen ? 

Bei weldiem Haushaltstitel wird die Zahlung 
des Herrn Bundeskanzlers für die Benutzung 
eines Flugzeuges der Bundeswehr für seinen 
Urlaubsflug nach Mailand auf dem Wege 
nach Cadenabbia verbucht ? 

Fürchtet der Herr Bundeskanzler nicht, durdi 
die Benutzung eines Militärflugzeuges für 
seinen Urlaubsflug der gegen die Bundes- 
regierung gerichteten Propaganda Vorschub 
zu leisten, die ihr Militarismus vorwirft? 

12. Abgeordneter Ist es nach Auffassung der Bundesregierung 

Dr. Arndt mit rechtsstaatlichen Grundsätzen vereinbar, 

daß sie einen bestimmten Richter wegen 
seines, persönlichen Verhaltens und wegen 
seiner Verhandlungsart in bestimmten Ge- 
richtsverfahren öffentlich angreift und tadelt? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß es 
als ein solcher Angriff und ein solcher Tadel 
von Amts wegen seitens der Bundesregierung 
gegen Landgerichtsdirektor Dr. Quirmi persön- 
lidi wirkte, daß im Bulletin des Presse- und 
Inforriiationsamtes der Bundesregierung 
(Nr. 139 S. 1429 vom 4. August 1959) der 
Artikel nachgedruckt, wurde, den der Justiz- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen in 
einer ihm parteipolitisch nahestehenden Tages- 
zeitung veröffentlicht hatte und den wegen 
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des zeitlichen und sachlichen Zusammenhangs 
jedermann als gegen Landgerichtsdirektor 
Dr. Quirini gezielt verstehen mußte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Grundrechte nicht dem Staate zustehen und 
daß die Bundesregierung als Staatsorgan 
deshalb eine Kritik, wie sie sonst jedermann 
freisteht, außerhalb ihrer verfassungsrecht- 
lichen Befugnisse nicht durch eine amtliche 
Veröffentlichung üben darf? 

13. Abgeordneter Ist der Herr Bundesfinanzminister nunmehr 

Diel in der Lage, die bereits für Ende 1958 in 

Aussicht gestellte Nachweisung über die 
Gesamtbelastung des Bundes und der Länder 
aus dem Wiedergutmachungsgesetz vorzu- 
legen ? 

Welche Beträge haben Bund und einzelne 
Länder seither bereits gezahlt, und welche 
Beträge entfallen nach den bis zum 1. April 
1958 abschließend vorgelegten Anforderun- 
gen noch auf die Zukunft? 

Was hat sich bei der Überprüfung der von 
verschiedenen Seiten, so u. a. in Nr. 10/58 
und 15/58 des „Spiegel" sowie in meinen 
Denkschriften dargelegten Mißstände und 
Mißbräuche aus dem Wiedergutmachungs- 
gesetz ergeben ? 

Was ist resp. soll geschehen, um die be- 
rechtigten Beschwerden der Restitutions- 
geschädigten zur Erledigung zu bringen? 

14. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesverkehrsminister, 

Ritzel welche Gründe der Ratifizierung der Inter- 

nationalen Genfer Verkehrskonvention von 
1949, der New Yorker Konvention und an- 
derer internationaler Vereinbarungen auf 
dem Gebiete der Verkehrspolitik durch die 
Bundesrepublik heute noch entgegenstehen. 

15. Abgeordneter Welches Ergebnis haben die Verhandlungen 

Wischnewski mit der französischen Regierung gehabt, die 

die Bundesregierung auf Grund eines vom 
Deutschen Bundestag einstimmig angenom- 
menen Antrages über die Entlassung min- 
derjähriger Deutscher aus der französischen 
Fremdenlegion sowie deren Nichtannahme 
— wenn die Zustimmung der Erziehungs- 
berechtigten zum Eintritt in die Fremden- 
legion fehlt — geführt hat? 

16. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an der Abmachung 

Dr. Schneider betreffend den Absatz von 33 v. H. der zum 

(Saarbrücken) Verkauf verfügbaren Kohleförderung der 

Saarbergwerke AG nach Frankreich fest, die 
in Kapitel VI Artikel 83 des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik zur Rege- 
lung der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 
festgelegt ist? 
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17. Abgeordneter 

Rohde 


18. Abgeordnete 

Frau Keilhack 


19. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 

20. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 


21. Abgeordneter 

Seuffert 


22. Abgeordneter 

Priebe 
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Hat die französische Regierung einen Antrag 
auf Abänderung der entsprechenden Bestim- 
mungen gemäß Kapitel VI Artikel 83 Abs. 5 
gestellt ? 

Wie hoch waren im letzten abgeschlossenen 
Haushaltsjahr die Steuerausfälle, die durch 
steuerliche Abzugsfähigkeit der Beiträge zu 
den Familienausgleichskassen entstanden sind? 

Warum hat der Herr Bundesinnenminister 
die Verordnungen zum Lebensmittelgesetz, 
die zusammen mit diesem Gesetz am 23. De- 
zember 1959 in Kraft treten sollen, noch nicht 
an den Bundesrat geleitet? 

Kann die Bundesregierung trotz des ver- 
bleibenden knappen Zeitraums gewährleisten, 
daß die betroffenen Wirtschaftszweige sich 
rechtzeitig auf die neuen Bestimmungen um- 
stellen und damit die Novelle zum Lebens- 
mittelgesetz zum angegebenen Termin voll 
wirksam wird, wie es die Bevölkerung er- 
wartet? 

Welcher Anteil der in Frage kommenden 
Soldaten auf Zeit kommt bisher praktisch in 
den Genuß des dienstzeitbegleitenden Unter- 
richts ? 

Trifft die Behauptung zu, daß Bundesgrenz- 
schutz- sowie auch Bundeswehrmusikzüge 
das Lied „Stolz weht die Flagge Schwarz- 
Weiß-Rot" in ihr Repertoire aufgenommen 
haben? Wenn ja: Warum? 

Welche Grundsätze bestehen für die Ver- 
öffentlichung von Erlassen und Anordnungen 
allgemeiner Art der Finanzministerien und 
Oberfinanzdirektionen im Bundessteuerblatt 
und in den übrigen Amtsblättern? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister der An- 
sicht, daß die Mitteilung dieser Anordnungen 
an das Publikum weitgehend dem Zufall oder 
den Wirtschaftsverbänden überlassen bleiben 
kann, audi wenn sie von den Finanzämtern 
in vielen Fällen angewandt und in Bezug ge- 
nommen werden ? 

Trifft es zu, daß vielverdienende Bundes- 
bürger, die ihren Wohnsitz in den Kanton 
Tessin oder nach Liechtenstein verlegen, wie 
es bereits Industrielle, Schauspieler u. a. getan 
haben, steuerlich ungemein stark begünstigt 
werden gegenüber denjenigen, die ihren 
Wohnsitz im Bundesgebiet behalten? 

Ist es richtig, daß der in der Bundesrepublik 
ansässige Steuerpflichtige bei einem Jahres- 
einkommen von 300000 DM etwa 180 000 DM 
an Einkommensteuer zu zahlen hat, während 
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der nach dem Kanton Tessin verzogene von 
seinem in Deutschland erzielten Einkommen 
nur etwa 45000 DM an Steuern zu zahlen 
braucht ? 

Will die Bundesregierung — falls die Steuer- 
gesetzgebung in der Tat Lücken aufweist, 
die gewissen Großverdienern wesentliche 
Vorteile ermöglichen — diese Lücken nicht 
zu schließen versuchen? 

23. Abgeordneter Welches Ergebnis hatten die Bemühungen 

Blachstein des Deutschen Generalkonsulats in Paris um 

die Entlassung des am 12. Oktober 1940 in 
Bruchsal geborenen Fremdenlegionärs Adolf 
Küstner ? 

Haben die deutschen Behörden bei ihren 
Bemühungen darauf hingewiesen, daß Küstner 
zur Zeit des Eintritts in die Fremdenlegion 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte? 
Mit welcher Begründung haben die franzö- 
sischen Behörden die Festhaltung Küstners 
gerechtfertigt, der selbst nach französischem 
Militärrecht als Minderjähriger gilt ? 

24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, vom Jahre 

Katzer 1960 ab die Sommerzeit einzuführen ? 


25. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 

Dr. Atzenroth Rahmen der Schiffbarmachung der Mosel ein 

Plan besteht, vier Jahre lang Baggergut aus 
der Mosel ununterbrochen täglich mit Last- 
wagen durch die engen Straßen des Dorfes 
Dieblich zu transportieren ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese geradezu barbarische Belästigung 
der Ortsbewohner zu verhindern? 

26. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesverkehrsminister : 

Ritzel Stimmen die Behauptungen über die jedem 

Tierschutz hohnsprechende Art der Verladung 
von zum Schlachten bestimmten Pferden auf 
der Deutschen Bundesbahn nach Italien ? 

Ist es richtig, daß nach den gültigen Ver- 
ladebestimmungen der Deutschen Bundesbahn 
16 Pferde in einem eigentlich nur für den 
Warentransport bestimmten Waggon ohne 
ausreichende Lutt und sonstigen Tierschutz 
befördert werden? 

Ist es richtig, daß die nicht angebundenen 
Pferde untereinander kämpfen und nicht selten 
bei der Öffnung des Waggons tote Tiere zur 
Ausladung kommen? 

Was beabsichtigt der Herr Bundesverkehrs- 
minister zu tun, um — wenn diese Angaben 
den Tatsachen entsprechen — diesen unver- 
antwortlichen Zustand sofort abzustellen ? 
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27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß allein 
Kreitmeyer auf nicht einmal eindeutige Bedenken des 

Bundesrechnungshofes hin die plötzliche Ver- 
weigerung der Mittel aus dem Bereidi des 
Ministeriums für gesamtdeutsche Fragen den 
Bau zahlreicher Turn- und Sportstätten ver- 
hindert, obwohl der einmütige Wille des 
Parlaments klar darauf hinzielt, finanz- 
schwachen, im Zonenrandgebiet liegenden 
Gemeinden die Finanzierung dieser Bauten 
aus mehreren Kapiteln zu ermöglichen ent- 
sprechend dem § 43 der Reichshaushaltsord- 
nung (RHO), und ist die Bundesregierung 
bereit, diesem Übelstand unverzüglich ab- 
zuhelfen ? 


Bonn, den 8. Oktober 1959 
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